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28. 


Juhalt: Verordnung, betreffend die Uebertragung landesherrlicher Befugniſſe auf den Statthalter in Elſaß⸗ 
Lothringen. S. 273. 


(Nr. 1623.) Verordnung, betreffend die Uebertragung landesherrlicher Befugniſſe auf den 
Statthalter in Elſaß⸗Lothringen. Vom 28. September 1885. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen x. 
thun kund und fügen zu wiſſen: 


Nachdem Wir Unſeren außerordentlichen und bevollmächtigten Botſchafter z. D. 
Chlodwig Fürſt von Hohenlohe⸗Schillingsfürſt, Prinz von Ratibor und Corvey, 
zum Kaiſerlichen Statthalter in Elſaß⸗Lothringen ernannt haben, übertragen 
Wir demſelben hierdurch, auf Grund des $. 1 des Geſetzes vom 4. Juli 1879, 
betreffend die Verfaſſung und Verwaltung Elſaß⸗Lothringens (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 165), die nachſtehenden Befugniſſe, inſoweit ſie nach geltendem Recht dem 
Staatsoberhaupte vorbehalten ſind: 


1. die Vollziehung der Verordnungen, welche zum Gegenſtande haben: 
die Anordnung von Wahlen zu den Bezirkstagen und den Kreis⸗ 
tagen; 
die Berufung, ſowie die Schließung der Bezirkstage und der 
Kreistage; 
die Suspenſion und die Vernichtung von Beſchlüſſen der Bezirks⸗ 
tage und der Kreistage, 
die Feſtſtellung der Haushalts⸗Etats und das Rechnungsweſen der 
Bezirke; 
Abänderungen in der Umgrenzung der Kreiſe und der Gemeinden; 
8 die Auflöſung von Kreistagen und von Gemeinderäthen 
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die Ermächtigung von Bezirken, Gemeinden und öffentlichen 
Anſtalten zur Aufnahme von Anleihen, ſowie zur Erhebung 
von Steuerzuſchlägen; 

die Genehmigung der Haushalts⸗Etats von Gemeinden und Wohl- 
thätigkeitsanſtalten; 

die Ermächtigung zur Erhebung von Oktroigebühren und die 
Genehmigung der auf die Erhebung dieſer Gebühren bezüg⸗ 
lichen Reglements; 

die Genehmigung der Gemeinderathsbeſchlüſſe, durch welche der 
aus den Exträgniſſen des Oktrois vorweg zu nehmende Theil 
des Perſonal⸗ und Mobiliarſteuerkontingents beſtimmt wird; 

die Ermächtigung zur Erhebung von Brückengeld, Fährgeld; 

die Errichtung von Handelskammern, die Feſtſetzung der Mitglieder- 
zahl und die Umgrenzung der Bezirke der Handelskammern; 

die Anerkennung gemeinnütziger Anſtalten und die Genehmigung 
der Statute derartiger Anftalten; 

die Genehmigung der Errichtung von Kranken⸗ und Siechen⸗ 
häufern; 

die Genehmigung der Errichtung und die Aufhebung von Spar- 
faflen; 

die Ermächtigung zur Bildung von Bodenkreditgeſellſchaften und 
von Verſicherungsgeſellſchaften, ſowie die Genehmigung der 
Statute derartiger Geſellſchaften; 


die Abänderung der Umgrenzung und die Verlegung des Pfarr⸗ 
ſitzes katholiſcher oder proteſtantiſcher Pfarreien; 

die Abgrenzung von Inſpektionsbezirken der Kirche Augsburgiſcher 
Konfeſſion, von proteſtantiſchen Konſiſtorialbezirken, von ifraeli- 
tiſchen Konſiſtorial⸗ und Rabbinatsbezirken, 

die Ermächtigung zur Eröffnung neuer Kultusſtätten, 

die Ermächtigung juriſtiſcher Perſonen zur Annahme von Schen⸗ 
kungen oder letztwilligen Zuwendungen, 

die Ermächtigung zur Ausführung gemeinnütziger Arbeiten und 
die Feſtſtellung der Dringlichkeit derartiger Arbeiten, ſoweit die⸗ 
ſelben nicht für das Reich ausgeführt werden; 

die Klaſſirung oder Deklaſſirung öffentlicher Straßen; 

die Bezeichnung der Gewäſſer, welche als ſchiff- oder flößbar an⸗ 
zuſehen find; 
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die Erlaubniß zu baulichen Vorrichtungen in derartigen Gewäſſern, 
und die Erlaubniß, aus denſelben Waſſer abzuleiten; 

die Ausräumung der nicht ſchiffbaren Kanäle und Flüſſe, ſowie 
die Unterhaltung der dazu gehörigen Dämme und Kunftbauten; 

die Vertheilung des Waſſers zwiſchen Induſtrie und Landwirthſchaft 
an nicht ſchiff⸗ oder flößbaren Wafferläufen; 

die Genehmigung von Verträgen, durch welche Holzberechtigungen 
in Staatsforſten gegen Abtretung von Waldgrundſtücken ab⸗ 
gelöſt werden; 

die Feſtſetzung des Meiſt⸗ und Mindeſtbetrages des für den Beſuch 
der höheren öffentlichen Schulen zu erhebenden Schulgeldes; 

die Ermächtigung zu Namensänderungen; 8 

die Ermächtigung öffentlicher Behörden oder Korporationen, über 
die Verleihung von Ehrengeſchenken oder ſonſtige Ehrenbezeigungen 
Beſchluß zu faſſen 


2. die Befugniß zum Erlaß von Geldſtrafen, welche durch richterliches 
Urtheil oder im Verwaltungswege rechtskräftig erkannt ſind, und die 
Befugniß zur Gewährung der Rehabilitation; 

die Befugniß zum Erlaß von Steuern, Gebühren, Gefällen, zur 
Niederſchlagung von Kaſſendefekten und fiskaliſchen Forderungen, ſowie 
die Befugniß zur Genehmigung nachträglicher Abänderung für den 
Landesfiskus und für die Bezirke abgeſchloſſener Verträge; 


3. die Ernennung und Abberufung der Bürgermeiſter und deren Bei— 
geordneten; 


die Ernennung der Gemeinderechner; 
„die Ernennung der Präſidenten der Vereine zu gegenſeitiger Unter— 

ſtützung, 

die Ernennung der Mitglieder der Spezialkommiſſionen für die 
Austrocknung von Sümpfen und ähnliche Arbeiten von öffentlichem 
Intereſſe, 

die Genehmigung der von den katholiſchen Biſchöfen des Landes 
vorgenommenen Ernennungen zu geiſtlichen Aemtern und die Genehmt- 
gung der Abberufung von ſolchen Aemtern, 

die Beſtätigung der Ernennung und der Abberufung proteſtantiſcher 
Pfarrer, 

die Genehmigung der Wahlen der Präſidenten der proteſtantiſchen 
Konſiſtorien, die Ernennung der geiſtlichen Inſpektoren der Kirche 


u 
Augsburgiſcher Konfeſſion und die Genehmigung der Wahlen der 
weltlichen Inſpektoren; 
die Beſtätigung der Ernennung und Wahlen zu Aemtern des 
iſraelitiſchen Kultus. 


Iſt der Statthalter an der Ausübung der ihm übertragenen Befugniſſe 
verhindert, ſo ſind in den vorbezeichneten Angelegenheiten Unſere Entſchließungen 
einzuholen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Baden-Baden, den 28. September 1885. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt von Bismarck. 
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